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(4) § 14a Absatz 4 gilt entsprechend. Im besonderen 
Interesse des Landes liegen dabei auch Maßnahmen, 
die der Förderung der Werte entsprechend der Vorgaben 
des Grundgesetzes, dem Spracherwerb, der Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch Wirken 
gegen Rassismus und Diskriminierung und der Ent­
wicklung und Umsetzung von lebenslagenbezogenen 
Integrationskonzepten einschließlich der Förderung der 
Einbürgerung nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz 
dienen. Abweichend von Satz 1 können die Gemeinden 
ihren Zuweisungsbetrag nach Absatz 2 auch für Kosten 
verwenden, die ihnen nach dem Asylbewerberleis­
tungsgesetz für in ihrem Gemeindegebiet ab dem vier­
ten Monat nach Eintritt der vollziehbaren Ausreise­
pflicht tatsächlich sich aufhaltenden, nach § 60 ades 
Aufenthaltsgesetzes geduldeten Personen entstehen. 
Dabei ist sicherzustellen, dass der Zuweisungsbetrag 
überwiegend für Integrationsmaßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 sowie Absatz 1 einzusetzen ist. 

(5) Die Gemeinden und die Gemeindeverbände setzen 
die Zuweisungen nach den Absätzen 1 bis 4 für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis spätestens zum 30. 
November 2020 ein. Es muss sich dabei nicht um neue 
Maßnahmen handeln. Zu ihrer Unterstützung können 
sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben beauf­
tragen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben 
der Bezirksregierung Arnsberg - Kompetenzzentrum 
für Integration - bis zum 31. März 2021 über die Ver­
wendung der Mittel zu berichten und ein Testat durch 
den zuständigen Hauptverwaltungsbeamten oder 
Kämmerer vorzulegen. Die Verwendung der Zuwei­
sungen für Integrationsausgaben, die bereits durch 
Mittel der Europäischen Union, des Bundes, des Lan­
des Nordrhein-Westfalen oder weiterer Dritter abge­
deckt sind, ist nicht zulässig. Einzelheiten zu den Sät­
zen 1 bis 4 regelt das für Integration zuständige Mi­
nisterium im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium durch Erlass." 

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur 

Ausführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ausführung des Asylbewerberleistungs­
gesetzes vom 29. November 1994 (Gv. NRW S. 1087), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2015 (Gv. NRW S. 901) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Für die Unterbringungseinrichtungen des Landes 
für Asylbewerberinnen und Asylbewerber ist die 
Bezirksregierung zuständig, in deren Bezirk die 
Einrichtung liegt." 

b) In Satz 3 wird die Angabe ,,6" durch die Angabe 
,,9" ersetzt. 

2. In § 3 wird die Angabe ,,27. März 1984 (Gv. NW. 
S. 214)" durch die Angabe ,,28. Februar 2003 (Gv. 
NRW. S. 93)" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Juli 2019 

(L.S) 

Die Landesregierung N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S tarn p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m per 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Lau man n 
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Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r ren b ach 

Gv. NRW. 2019 S. 363 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Justizgesetzes 

Nordrhein -Westfalen 
Vom 12. Juli 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (Gv. NRW. S. 30), das zuletzt durch Gesetz vom 18. 
Dezember 2018 (Gv. NRW. S. 770) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 17 
folgende Angabe eingefügt: 

,,§ 17 a Zuständigkeitskonzentration". 

2. In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter "im Ge­
richtsverfassungsgesetz und in anderen Bundesgeset­
zen enthaltenen Ermächtigungen der Landesregie­
rung" durch die Wörter "Ermächtigungen der Lan­
desregierung im Gerichtsverfassungsgesetz und in 
anderen Bundesgesetzen" ersetzt. 

3. Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,,§ 17a 
Zuständigkeitskonzentration 

Für Klagen gegen Verwaltungs akte, mit denen eine 
vom Land Nordrhein-Westfalen beauftragte zentrale 
Behörde über die Vergabe eines Medizinstudienplatzes 
entschieden hat, ist ausschließlich das Verwaltungsge­
richt Gelsenkirchen örtlich zuständig. Dies gilt auch 
bei Verpflichtungsklagen. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Juli 2019 

(L.S) 

Die Landesregierung N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S tarn p 
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Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Justiz 

Herbert R e u I 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Lau man n 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel P f e i f f e r - P 0 e n s gen 

GV NRW. 2019 S. 364 

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Abschie bungshaftvollzugsgesetzes 

Nordrhein -Westfalen 
Vom 12. Juli 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Abschiebungshaftvollzugsgesetzes N ordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Das Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa­
len vom 17. Dezember 2015 (GV NRW S. 901), das zuletzt 
durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (GV NRW. S. 770) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird nach der Angabe ,,4" die Angabe 
"und 5" eingefügt. 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 

2. In § 7 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort "Betreuungsor­
ganisationen" durch die Wörter "Betreuerinnen und 
Betreuer" ersetzt. 

3. In § 8 Absatz 6 wird nach dem Wort "oder" das Wort 
"und" gestrichen. 

4. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Wort "ihm" durch das 
Wort "ihr" und das Wort "ihn" durch das Wort 
"sie" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter "den unterge­
brachten Personen" durch die Wörter "die un­
tergebrachte Person" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nummer 2 wird das Wort "sowie" 
durch das Wort "oder" ersetzt. 

5. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort "eine" durch 
die Wörter "ein Vorfall" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden vor dem Wort "Besucher" die 
Wörter "Besucherinnen und" eingefügt. 

6. § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Fesselung, Fixierung 

(1) Die Leitung einer Einrichtung kann die Fesselung 
oder die Fixierung in einem besonders gesicherten 
Raum oder eine Fesselung während eines Transports 
in eigener Zuständigkeit unter den Voraussetzungen 
des § 23 Absatz 1 Satz 1 und der nachstehenden Ab­
sätze 2 bis 12 anordnen. 

(2) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim 
Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn 
Anhaltspunkte vorliegen, dass die Beaufsichtigung 
nicht ausreicht, um ein Entweichen zu verhindern. 

(3) Fesseln dürfen in der Regel nur an Händen oder 
Füßen angelegt werden. Bei Art und Umfang der Fes­
selung sind die Untergebrachten zu schonen. Die Fes­
selung ist unverzüglich zu lockern oder zu entfernen, 
sobald die Gefahr nicht mehr fortbesteht oder durch 
mildere Mittel abgewendet werden kann. 

(4) Fixierungen dürfen nur angeordnet werden, wenn 
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen 
Selbstgefährdung oder einer von den Untergebrach­
ten ausgehenden erheblichen Gefährdung von Leib 
und Leben anderer unerlässlich ist und nach dem Ver­
halten der Untergebrachten oder auf Grund ihres see­
lischen Zustands andere, weniger einschneidende 
Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr nicht ausrei­
chen. Bei Art und Umfang der Fixierung sind die Un­
tergebrachten zu schonen. Die Fixierung ist unverzüg­
lich zu lockern oder zu entfernen, sobald die Gefahr 
nicht mehr fortbesteht oder durch mildere Mittel ab­
gewendet werden kann. 

(5) Fixierungen, durch die die Bewegungsfreiheit der 
Untergebrachten nicht nur kurzfristig aufgehoben 
wird, bedürfen der vorherigen ärztlichen Stellung­
nahme und richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im 
Verzug darf die Leitung der Einrichtung die Anord­
nung vorläufig treffen. § 26 bleibt unberührt. Die rich­
terliche Entscheidung und die ärztliche Stellung­
nahme sind unverzüglich nachzuholen. Einer Antrag­
steIlung bei Gericht bedarf es nur dann nicht, wenn 
bereits zu Beginn der Maßnahme absehbar ist, dass 
die Entscheidung erst nach Wegfall des Grundes der 
Maßnahme ergehen wird oder die Maßnahme vor Her­
beiführung der Entscheidung tatsächlich beendet und 
auch keine Wiederholung zu erwarten ist. Das Gericht 
ist unverzüglich zu unterrichten, wenn die Fixierung 
nach AntragsteIlung bei Gericht, aber vor einer ge­
richtlichen Entscheidung nicht mehr erforderlich ist. 

(6) Während der Fixierung sind die Untergebrachten 
in besonderem Maße zu betreuen. Sie sind ständig 
und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten. 

(7) Fixierungen werden medizinisch überwacht. Die 
Durchführung der Fixierung sowie der Untersu­
chungs- und Behandlungsverlauf sind unabhängig 
von den Dokumentationspflichten nach Absatz 9 
durch den medizinischen Dienst zu dokumentieren. 

(8) Nach Beendigung einer Fixierung, die nicht rich­
terlich angeordnet worden ist, sind die Untergebrach­
ten über die Möglichkeit zu belehren, die Rechtmäßig­
keit der durchgeführten Maßnahme gerichtlich über­
prüfen zu lassen. 

(9) Die Anordnung, die hierfür maßgeblichen Gründe, 
Entscheidungen zur Fortdauer und die Durchführung 
der Maßnahmen einschließlich der Beteiligung des 
ärztlichen Dienstes, die Dauer der Maßnahme, die Art 
der Überwachung und eine Belehrung nach Absatz 8 
sind zu dokumentieren. 

(10) Über die Fesselung oder Fixierung ist auf Wunsch 
der Betroffenen deren Rechtsbeistand unverzüglich zu 
unterrichten. 

(11) Fesselungen und Fixierungen sind der Aufsichts­
behörde unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als 
24 Stunden aufrechterhalten werden. 

(12) Für die Anordnung einer Fixierung nach Absatz 5 
ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die 
Einrichtung ihren Sitz hat. Das gerichtliche Verfahren 
richtet sich nach dem Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei­
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2586, 2587) in der jeweils geltenden Fas­
sung. Die für Unterbringungssachen nach § 312 Num­
mer 4 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa­
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit anzuwendenden Bestimmungen gelten 
entsprechend. " 

7. In § 25 Satz 1 wird das Wort "anordnen" nach dem 
Wort "anordnen" gestrichen. 

8. In § 49 Satz 2 wird nach dem Wort "wurde," das Wort 
"nicht" eingefügt. 
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